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Die Technischen Universität Ilmenau fiihlt sich den humani- 
stischen Traditionen von Lehre, Wissenschaft und Forschung 
verpflichtet. Ihre Mitglieder und Angehörigen bedenken ver- 
antwortungsvoll die Folgen wissenschaftlicher Erkenntnisse. 
Im Sinne einer Selbstverpflichtung soll die Forschung an der 
Technischen Universität Ilmenau ausschließlich zivilen Zwek- 
$' ken dienen. 
Die vorliegende Grundordnung entstand 1993 aus der Notwen- 
digkeit, die nach dem Herbst 1989 an unserer Universität 
entstandenen beispielhaften demokratischen Strukturen an 
das Thüringer Hochschulgesetz anzupassen. Die Technische 
Universität Ilmenau bekennt sich zu den guten Erfahrungen 
mit der paritätischen Besetzung ihrer Gremien während dieser 
Zeit und setzt sich £Ur eine Novellierung der gesetzlichen 
Gegebenheiten in dieser Hinsicht ein. Sie versucht die part- 
nerschaftliche Zusammenarbeit aller Mitgliedergruppen in den 
Gremien trotz der Einschränkung der gleichberechtigten Mit- 
bestimmung fortzusetzen. 




Aufgaben der Universität 
Zusammenarbeit 
Mitglieder und Angehörige 
Rechte und Pflichten der Mitglieder und ~ngehörigen 
Studentenschaft 
Informationsverpflichtung der Universitätsleitung 
tt 11; Zentrale Organe und Gremien 
Universitätsleitung 
5 9 - Aufgaben und Zusammensetzung 
5 10 - Beanstandungsrecht der Universitätsleitung 
5 11 - Rektor 
5 12 - Prorektoren 
5 13 - Kanzler 
1 14 - Zentrale Einrichtungen 
Konzil 
§ 15 - Zusammensetzung und Aufgaben des Konzils 
§ 16 - Vorstand des Konzils 
Senat 
B 17 - Aufgaben des Senats 
5 18 - Zusammensetzung des Senats 
StXndige SenatsausschUsse 
5 19 - Aufgaben der Ständigen SenatsausschUsse 
20 - Zusammensetzung der Ständigen SenatsausschUsse 
5 21 - Gleichstellungsbeauftragte 
5 22 - Gleichstellungsrat 
Kuratorium 
§ 23 - Aufgaben und Zusammensetzung des Kuratoriums 
Abschnitt UL;. Die Fakultäten 
Organisation und Aufgaben der Fakultät 









5 3 2  - Institute 
9 3 3  - Fachabteilungen 
9 34  - Technische Betriebseinheiten 
9 35  - Bibliothekswesen 
Abschnitt V r  Berufungen und Stellenbesetzungen 1 
9 3 6  - Wahl und Zusammensetzung der Berufungskommission 
1 3 7  - Aufgaben der Berufungskommission 
9 3 8  - Aufgaben des Fakultätsrates bei Berufungen 
9 3 9  - Ausschreibung 
5 40 - Bewerbungen 
5 41 - Berufungsvorschlag 
5 42  - Stellenbesetzung 
Abschnitt V1 L Geschäftsgang/Inkrafttreten 
9 4 3  - Geschäftsordnung 
5 44 - Geschäftsleitung 
5 45 - Beschlußfassung und Empfehlungen 
9 46  - Öffentlichkeit und Information 
9 47  - Ausschluß und Befangenheit 
9 48 - Außerordentliche Sitzung 
9 49 - Stellvertretung 
5 5 0  - Behandlung von Streitfällen 
9 5 1  - Inkrafttreten 
5 1 Rechtsnatur 
(1) Die Technische Universität Ilmenau (im weiteren Univer- 
sität genannt) ist eine rechtsfähige Körperschaft des öf- 
fentlichen Rechts und zugleich eine staatliche Einrichtung. 
Im Rahmen der Gesetze und dieser Grundordnung verwaltet sie 
ihre Angelegenheiten selbst. 
(2) Die Universität fiihrt ein eigenes Siegel. Änderungen des 
Siegels bediirfen einer Zweidrittelmehrheit der Senatsmit- 
glieder . 
(3) Die Universität hat das Habilitations- und Promotions- 
recht sowie das Recht der Verleihung akademischer Grade und 
Ehrungen. 
§ 2 Grundordnung 
(1) Die Universität gibt sich eine Grundordnung. Sie enthält 
das allgemeine Satzungsrecht. 
(2) Änderungen der Grundordnung bedürfen der Zweidrittel- 
mehrheit der Mitglieder des Konzils. Die Grundordnung be- 
steht aus einer Präambel und 51 Paragraphen. 
(3) In dieser Grundordnung werden aus die Lesbarkeit er- 
leichternden Aspekten nur die männlichen bzw. geschlechts- 
neutralen Bezeichnungen für Personen und Ämter verwendet. 
Die Universität sieht die Schreibweise in einer weib- 
lich/männlichen Doppelform nur als einen Gesichtspunkt der 
Gleichstellungsproblematik an. Es erscheint ihr vor allem 
wichtig, sich zur aktiven Frauenförderung zu bekennen und 
fiir diese einzutreten (vgl. 5 3  dieser Grundordnung ) .  
S 3 Aufgaben der Universität 
(1) Die Universität vereinigt Lehre, Studium und Forscliung 
im Dienste an Wissenschaft und Kunst und läßt sich in ihrer 
Tätigkeit von der Verantwortung £Ur soziale Gerechtigkeit, 
Frieden, Bewahrung und Verbesserung der Lebens- und Umwelt- 
bedingungen leiten. Insbesondere fördert sie die zivile 
Nutzung ihrer Forschungs- und Entwicklungsergebnisse in der 
Praxis. 
(2) Die Universität bemuht sich um den Fortschritt wissen- 
schaftlicher Erkenntnis, um deren Vermittlung in der wissen- 
schaftlichen Ausbildung und weiterbildung und ihre Anwendung 
im Geiste des Humanismus. Diese Aufgaben verpflichten Leh- 
rende und Lernende im Geist der Partnerschaft zu gemeinsamer 
Arbeit. Diese Arbeit soll auf der Grundlage methodischen und 
schöpferischen Denkens die ~ähigkeit entwickeln, eigene und 
fremde Standpunkte kritisch zu priifen, sich der eigenen Ver- 
antwortung in Wissenschaft und Gesellschaft bewußt zu sein 
und danach zu handeln. Das Bewußtsein, diese Verantwortung 
wachzuhalten, ist eine wesentliche Aufgabe der Universität. 
(3) Die Universität unterstutzt die Aus- und Weiterbildung 
ihres Personals, bietet besondere Weiterbildungsangebote £Ur 
Frauen sowie unterstutzende Maßnahmen zum Wiedereinstieg in 
die berufliche Tätigkeit an der Universität von Frauen und 
Männern nach dem Erziehungsurlaub an und fördert vor allem 
den wissenschaftlichen Nachwuchs. 
(4) Die Universität wirkt an der sozialen Förderung der 
Studierenden mit, sie berocksichtigt die besonderen BedUrf- 
nisse behinderter Studierender, leistet Studierenden mit 
Kind Hilfestellung, fördert die finanzielle und materielle 
Unterstiitzung der Kinderkrippe des Studentenwerkes und hilft 
ausländischen Studierenden bei der Integration. 
(5) Die Universität fördert die sportlichen und kulturellen 
Interessen ihrer Mitglieder und Angehörigen. 
(6) Die Universität wirkt bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
daraufhin, daß Frauen und Männer ihrer Qualifikation 
entsprechend gleiche Entwicklungsmöglichkeiten haben. Sie 
stellt Programme zur Frauenförderung auf, erläßt Richtlinien 
zur Erhöhung des Anteils von Frauen am wissenschaftlichen 
Personal, entwickelt und setzt Konzepte durch, mit dem ver- 
stärkt Schulerinnen für das Studium an der Universität moti- 
viert werden können und erarbeitet bei der Universitätsent- 
wicklungsplanung konkrete Vorschläge, die die Gleichstellung 
von Frau und Mann fördern. 
(7) In der ErfUllung ihrer Aufgaben in Studium, Lehre und 
Forschung ist die Universität frei. 
5 4 Zusammenarbeit 
(1) Die Universität arbeitet bei der ErfUllung ihrer Aufga- 
ben mit anderen Hochschulen sowie Forschungs- und Bildungs- 
einrichtungen des In- und Auslandes zusammen. 
(2) In Rahmen und zur Förderung ihrer AufgabenerfUllung 
unterhält die Universität Beziehungen zu gesellschaftlichen, 
kulturellen, sportlichen und politischen Institutionen und 
Organisationen sowie denen des Arbeits- und Wirtschafts- 
lebens. Besonderer Bedeutung kommt hierbei der regionalen 
Strukturentwicklung ihres Umfeldes zu. 
(3) Die Universität arbeitet mit den anderen Thuringer Uni- 
versitäten und Hochschulen in der Hochschulkonferenz nach 
5 8 ThUrHG mit. 
t 
5 Mitglieder und Angeh6rige 
i (1) Mitglieder der Universität sind die an der Universität 
hauptberuflich tätigen Angehörigen des öffentlichen Dienstes 
und die immatrikulierten Studierenden: 
1. die Professoren und Hochschuldozenten (Gruppe der 
Professoren), 
2. die Studierenden, 
3. die akademischen Mitarbeiter (Oberassistenten, 
Oberingenieure, wissenschaftliche Assistenten, 
wissenschaftliche Mitarbeiter, Lehrkräfte £Ur besondere 
Aufgaben) und 
4. die sonstigen Mitarbeiter (Mitarbeiter im technischen und 
Verwaltungsdienst einschließlich der volljährigen 
Auszubildenden). 
Die Rechte und Pflichten von Mitgliedern der Universität 
haben auch Personen, die in der Universität mit Zustimmung 
des Rektors hauptberuflich tätig sind. 
(2) Angehörige der Universität sind alle gastweise neben- 
beruflich oder ehrenamtlich an ihr Tätigen. Angehörige sind 
insbesondere 
1. die Ehrensenatoren, 
2. die Professoren im Ruhestand, 
3. die Promovenden, Habilitanden, Honorarprofesoren, 
Privatdozenten und die außerplanmäßigen Professoren, 
4. die Gastprofessoren, ~astwissenschaftler und 
Lehrbeauftragten, 
5 .  die wissenschaftlichen Hilfskräfte und Tutoren und 
6. die Gasthörer, 
soweit sie nicht nach Abs. 1 Mitglieder der Universität 
sind. 
1 6 Rechte und Pflichten der Mitglieder und Angehörigen 
(1) Die Mitglieder der Universität haben gemäß Thiiringer 
Hochschulgesetz in ihrem jeweiligen Aufgabenbereich darauf 
hinzuwirken, daß die Universität ihre Aufgaben erfiillen 
kann. Sie haben die Grundordnung der Universität zu wahren. 
(2) Die Mitglieder haben das Recht und die Pflicht, Aufgaben 
in der Selbstverwaltung der Universität zu übernehmen. Sie 
können davon aus wichtigem Grunde befreit werden; ein sol- 
cher liegt insbesondere dann vor, wenn das Mitglied bereits 
in angemessenem Umfang in der Selbstverwaltung tätig war 
oder aus gesundheitlichen Griinden der Aufgabe nicht gewach- 
sen wäre. 
(3) Wer eine Tätigkeit in der Selbstverwaltung iibernommen 
hat, muß die ihm Ubertragenen Geschäfte, unbeschadet seiner 
sonstigen aus einem Dienst- oder Arbeitsverhältnis sich 
ergebenden Pflichten, uneigenniitzig und verantwortungsbewußt 
führen. Die Träger von Ämtern in der Selbstverwaltung mit 
Leitungsfunktion sind in Falle ihres Rücktritts oder nach 
Ablauf ihrer Amtszeit verpflichtet, die Geschäfte bis zur 
Bestellung eines Nachfolgers weiterzuführen. 
(4) Die Mitglieder diirfen wegen ihrer Tätigkeit in der 
Selbstverwaltung weder bevorzugt noch benachteiligt werden. 
Versäumen sie durch ihre Mitarbeit in den Gremien oder die 
Teilnahme an Wahlen Arbeitszeit, so braucht diese nicht 
nachgeholt zu werden. 
1 7 Studentenschaft 
(1) Die Studierenden der Universität bilden die Studenten- 
schaft. Die Studentenschaft ist eine rechtsfähige Teilkörp- 
derschaft der Universität und verwaltet ihre Angelegenheiten 
im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen selbst. Die Studie- 
renden einer Fakultät bilden die Fachschaft der Fakultät. 
Näheres hierzu regelt 5 29. 
(2) Die Studentenschaft regelt ihre innere Ordnung durch ei- 
ne Satzung, eine Wahlordnung, eine Beitragsordnung und eine 
Finanzordnung. 
(3) Die Organe der Studentenschaft auf Universitätsebene 
sind die Vollversammlung der Studentenschaft und der Univer- 
sitätsstudentenrat (StuRa). 
(4) Der StuRa ist die Interessenvertretung der Studenten- 
schaft insbesondere gegenüber der Universitätsleitung. Er 
arbeitet mit den Fakultätsstudentenräten zusammen und ist 
insbesondere zuständig fUr die Wahnehmung der hoctiscliulpo- 
litischen, kulturellen, sozialen und fachlichen Belange der 
Studierenden, unabhänig ihrer politischen und religiösen 
Haltung sowie ihrer nationalen Zugehörigkeit. 
( 5 )  Die Mitglieder des StuRa werden ebenso wie die studen- 
tischen Vertreter in den Kollegialorganen jährlich im Sam- 
mersemester gewählt. Die Wahl findet in der Regel nach den 
Grundsätzen der personalisierten Verhältniswahl statt. 
(6) zur ErfUllung ihrer Aufgaben erhebt die Studentenschaft 
von den studierenden Beiträge, die von der Universität 
gebuhrenfrei bei der RUckmeldung der Studierenden eingezogen 
werden. 
( 7 )  Urabstimmungen können auf Universitäts- und Fakultäts- 
ebene durchgefuhrt werden und dienen insbesondere: 
1. dem Ändern der Satzung, der Wahlordnung und der Bei- 
tragsordnung der Studentenschaft, 
2. der Beschlußfassung zu grundsätzlichen Belangen der Stu- 
dierenden, 
3. der Absetzung des StuRa bzw. Fakultätsstudentenrates. 
5 8 Informationsverpflichtung der Universität 
(1) Die Universitätsleitung unterrichtet die Öffentlichkeit 
Uber die Forschungstätigkeit der Universität und deren Fi- 
nanzierung. Die Ergebnisse der Forschung sind grundsätzlich 
durch Veröffentlichung allgemein zugänglich zu machen. Bei 
der Veröffentlichung sind rechtlich geschutzte Interessen zu 
berucksichtigen. 
(2) Die Universitätsleitung erstellt jährlich einen umfas- 
senden Forschungsbericht. 
(3) Alle an Lehre und Forschung beteiligten Mitglieder und 
Angehörigen der Universität haben die gesellschaftlichen 
Folgen wissenschaftliclier Erkenntnisse mitzubedenken. Werden 
ihnen Ergebnisse der Forschung, vor allem in ihrem Wissen- 
schaftsgebiet bekannt, die bei Verwendung erhebliche Gefahr 
fiir die Gesundheit, das Leben oder das friedliche Zusammen- 
leben der Menschen sowie die Umwelt herbeifuhren können, ha- 
ben sie den zuständigen Fakultätsrat oder ein zentrales Or- 
gan davon zu unterrichten. 
8: 9 Aufgaben und Zusammensetzung 





Das Konzil kann vor jeder Wahl der Universitätsleitung die 
Leitungsform ändern. Für eine Änderung bedarf es der Stimmen 
von zwei Dritteln seiner Mitglieder. 
( 2 )  Wenn die Universität durch ein Rektorat geleitet wird, 




Wird die Universität durch ein Präsidialkollegium geleitet, 
dann gehören diesem an: 
der Präsident 
2  Vizepräsidenten 
der Kanzler 
(3) Die Bestimmungen dieser Grundordnung über den Rektor 
bzw. die Prorektoren finden - wenn nicht ausdrucklich anders 
vermerkt - im weitern auf den Präsidenten bzw. Vizepräsiden- 
ten sinngemäß Anwendung. 
(4) Das Leitungsgremium leitet die Universität, soweit nicht 
der Rektor allein zuständig ist. Es bereitet die Sitzungen 
des Senats und der Ständigen SenatsausschUsse vor und voll- 
zieht die Beschlüsse. 
(5) Die universitätsleitung ist £Ur die sachgemäße Erledi- 1 
gung der Aufgaben und den ordnungsgemäßen Gang der Verwal- 
tung verantwortlich. Sie regelt die innere Organisation der 
Verwaltung und das Zusammenwirken zwischen dem Rektorat, den I 
Fakultäten und dem Zentralbereich, insbesondere durch Erlaß 1 
einer Arbeitsordnung. Sie trägt Sorge £Ur einen wirtschaft- 
lichen Einsatz des vorhandenen Personals und der zur Verfii- 
gung stehenden Sachmittel und Einrichtungen. i 
( 6 )  Die Universitäteleitung kaiin von allen Gremien der Uni- 
versität verlangen, daß sie Uber bestimmte Angelegenheiten 
im Rahmen ihrer Zuständigkeit beraten und entscheiden. Sie 
ist auf ihr Verlangen Uber jede Angelegenheit im Bereich der 
Universität unverzUglich zu unterrichten. ~ i e  Mitglieder der 
Universitätsleitung sind berechtigt, an den Sitzungen aller 
Gremien teilzunehmen. 
(7) Die Universitätsleitung tritt regelmäßig zu Besprechun- 
gen zusammen. Auf Wunsch eines Mitgliedes der Universitäts- 
leitung beruft der Rektor diesen Kreis auch außerhalb der 
Regelbesprechung ein. 
(8) Die Universitätsleitung ist £Ur alle Angelegenheiten zu- 
ständig, die keinem anderen Gremium durch Gesetz, Grundord- 
nung oder Satzung zugewiesen aind. Ist eine Angelegenheit, 
£Ur die eine andere Zuständigkeit begrUndet ist, unauf- 
schiebbar zu erledigen und kann das zuständige Gremium trotz 
ordnungsgemäßer Ladung nicht sofort tätig werden, kann die 
Universitätsleitung vorläufige Maßnahmen treffen. Die Mit- 
glieder des zuständigen Gremium sind unverzuglich zu unter- 
richten. 
(9) Die Universitätsleitung wahrt die Ordnung in der Univer- 
sität und Ubt das Hausrecht aus. Das Nähere Uber das Ver- 
haltnis der Hausrechte mehrerer Hausrechtsinhaber zueinander 
regelt sie im Einvernehmen mit dem Senat. 
(10) Die Universitätsleitung stellt die Vorsitzenden der 
Ständigen Senatsausschusse. Sie ist dem Senat über BeschlUs- 
se der Ständigen Senatsausschiisse berichtspflichtig. 
(11) Die Universitätsleitung berichtet jährlich vor dem Kon- 
zil Uber die ErfUllung der Aufgaben der Universität. 
(12) Die Universitätsleitung legt in angemessenen Zeiträumen 
einen neuen Universitätsentwicklungsplan zur Diskussion vor. 
(13) Beim Freiwerden einer Stelle prUft die Universitäts- 
leitung gemäß Universitätsentwicklungsplan, ob die Stelle 
weiterhin £Ur das gleiche oder ein anderes Fachgebiet bean- 
sprucht werden soll. Uber eine andere Verwendung der Stelle 
entscheidet der Ständige Senatsausschuß I11 auf Vorschlag 
der Universitätsleitung nach Anhörung der Fakultät, der zen- 
tralen wissenschaftlichen Einrichtung oder technischen Be- 
triebseinhheit, denen die Stelle bisher zugeordnet war. (Die 
Stellenbesetzung regelt sich nach 5 42.) 
! 
(14) Der Rektor wird von den Prorektoren vertreten. In 
Personal-, Rechts-, Hochschulplanungs- und Haushaltsangele- 
genheiten wird der Rektor vom Kanzler vertreten. Sind die 
Prorektoren verhindert, so tritt an ihre Stelle der dienst- 
älteste Dekan, bei gleichem Dienstalter der an Lebensjahren 
älteste Dekaii. Im Falle der Abwesenheit des Kanzlers wird 
dieser durch den ranghöchsten anwesenden Beamten der Univer- 
sitätsverwaltung vertreten. 
(15) Im Falle des Ausscheidens des Rektors bzw. Prorektors 
aus seinem Amt wird bei einer verbleibenden Amtszeit von 
mehr als drei Monaten der Rektor bzw. werden der/die Prorek- 
toren für die Restamtszeit neu gewählt. Bei einer Restamts- 
dauer von weniger als drei Monaten gilt die Vertretungsrege- 
lung nach Absatz 7. Diese Amtszeit der auf diese Weise neu 
gewählten Rektoren/Prorektoren wird nicht auf die nachfol- 
gende Amtszeit angerechnet. 
B 10 Beanstandungsrecht der Universitätsleitung 
(I) Die Universitätsleitung kann BeschlUsse aller Organe 
und Gremien, mit Ausnahme der des Konzils, beanstanden, fUr 
deren AusfUhrung durch das dafiir zuständige Organ sie die 
Verantwortung nicht Ubernehmen kann. Wird ein Beschluß eines 
Ständigen Senats- ausschusses, des Senats oder eines anderen 
Gremiums mit Ent- scheidungsbefugriis beanstandet, haben 
diese erneut zu ent- scheiden. Wird der Beanstandung nicht 
abgeholfen, sollten alle Ständigen SenatsauschUsse gemeinsam 
mit dem Senat ab- schließend entscheiden. Wird ein Beschluß 
eines dezentralen Kollegialorgans (2.B. Fakultätsrat) bean- 
standet, hat dieses erneut zu entscheiden. Wird der Bean- 
standung nicht abgehol- fen, entscheidet je nach Zuständig- 
keit ein Ständiger Senats- ausschul3 oder der Senat. 
(2) Hält die Universitätsleitung den Beschluß oder die 
Maßnahme eines Organs oder eines Gremiums mit Entscheidungs- 
befugnis für rechtswidrig, so hat sie ihn bzw. sie zu bean- 
standen und auf Abhilfe zu dringen. 
(3) Die Beanstandungen nach Abs, 1 und 2 haben aufschiebende 
Wirkung. In dringenden Fällen kann die Universitätsleitung 
vorläufige Entscheidungen treffen. 
g 11 Rektor 
(1) Der Rektor repräsentiert und vertritt die Universität. 
Er fördert gemeinsam mit den Gremien, den Fakultäten, 
den Mitgliedern und Angehörigen der Universität ihre Ent- 
wicklung. 
(2) Der Rektor ist Dienstvorgesetzter des an der Universitlit 
tätigen wissenschaftlichen Personals und des Kanzlers. 
(3) Der Rektor ist Vorsitzender des Senats. 
(4) Die Amtszeit des Rektors beträgt 5 Jahre. 
1 12 Prorektoren , 
(1) Die Amtszeit der Prorektoren beträgt die Hälfte der 
Amtszeit des Rektors und endet grundsätzlich mit dessen 
~mtszeit. 
(2) Die Prorektoren können während ihrer Amtszeit kein an- 
deres Wahlamt in Organen der Universität einschließlich der 
Fakultäten Ubernehmen. 
g 13 Kanzler 
I (1) Dem Kanzler unterstehen alle Bereiche £Ur technische 
und Verwaltungsangelegenheiten (Zentralbereich). Er ist 
Beauftragter fUr den Haushalt. Er ist Dienstvorgesetzter der 
universitätsmitglieder nach S 5 Abs. 1 Nr. 4 und leitender 
Beamter der Universitätsverwaitung. 
(2) Der Kanzler ist der ständige Vertreter des Rektors in 
Personal-, Rechts-, Universitätsplanungs- und Haushaltsange- 
legenheiten. 
(3) Der Kanzler leitet den Ständigen Senatsausschuß 111. 
BeschlUsse des Ständigen Senatsausschusses I11 hat er zu be- 
anstanden, wenn er sie £Ur rechtswidrig oder nach den Grund- 
sätzen der Wirtschaftlichkeit nicht für vertretbar hält. 
5 I4 Zentrale Einrichtungen 
(1) Der Rektor kann zentrale wissenschaftliche Einrichtungen 
bzw. technische Betriebseinheiten einrichten, wenn zur 
DurchfUhrung von universitätszentralen Aufgaben Personal- 
und Sachmittel in größerem Umfang erforderlich sind. 
(2) Zentrale wissenschaftliche Einrichtungen und technische 
Betriebseinheiten werden wie Fachgebiete geleitet. In ihnen 
kann ein Mitarbeiterrat gebildet werden. 
5 15 Zusammensetzung und Aufgaben des Konzils 
\ 
(I) Das Konzil hat 61 Mitglieder. Nach den Grundsätzen 
der personalisierten Verhältniswahl wählen unmittelbar und 
geheim die Professoren 31, die Studierenden 15, die akade- 
mischen Mitarbeiter 10 und die sonstigen Mitarbeiter 5 Mit- 
glieder. 
(2) Die Amtszeit der studentischen Mitglieder beträgt ein 
Jahr, die der Ubrigen Mitglieder zwei Jahre. 
(3) Zu den Aufgaben des Konzils gehören insbesondere: 
Wahl des Rektors 
Wahl der Prorektoren 
Wahl der Mitglieder des Senats gemäß 5 18 
Wahl der Mitglieder des Schlichtungsausschusses (gem.5 
50) 
Erlaß und Änderung der Grundordnung 
Erlaß und Änderung der Wahlordnung fUr Organe und Gre- 
mien der Universität 
Behandlung von hochschulpolitischen Grundsatzfragen und 
Fragen der Hochschulreform 
Empfehlungen über die strategische Orientierung der 
Universität 
Entgegennahme und Beratung des Jahresberichtes der 
Universitätsleitung 
Anhörung der Kanzlerbewerber und Abgabe einer Empfehlung 
an den Senat. 
(4) Das Konzil tritt mindestens einmal im Semester zusammen. 
Der Vorstand kann das Konzil zu weiteren Sitzungen einberu- 
fen. Auf Antrag von mindestens einem Drittel seiner Mit- 
glieder oder auf Antrag einer Mitgliedergruppe muß das Kon- 
zil vom Vorstand einberufen werden. 
(5) Auf Antrag von mindestens 150 Mitgliedern der Universi- 
tät muß das Konzil vom Vorstand einberufen werden. 
(6) Sind Senatsmitglieder nicht Mitglieder des Konzils, ha- 
ben sie das Recht, an den Sitzungen des Konzils mit beraten- 
der Stimme teilzunehmen; sie können Anträge stellen. 
Das Konzil kann die Anwesenheit des Rektors, der Prorekto- 
ren, des Kanzlers, der Dekane und der Mitglieder des Univer- 
sitätsstudentenrates verlangen. 
(7) Die Einladung und die Tagesordnung sind spätestens zwei 
Wochen vor der Sitzung an die Mitglieder des Konzils zu ver- 
senden und innerhalb der Universität bekanntzumachen. 
5 16 Vorstand des Konzils 
(1) Das Konzil wählt aus seinen Reihen den Vorstand, beste- 
hend aus einem Vorsitzenden und drei Stellvertretern. 
(2) Der Vorstand bereitet die Sitzungen des Konzils vor und 
leitet sie. Er hat das Recht, sich Uber die Verhandlungen im 
Senat und in den Senatsausschiissen durch die Universitäts- 
leitung unterrichten zu lassen. 
(3) Die Mitglieder des Vorstandes dUrfen nicht Mitglieder 
des Senats oder der SenatsausschUsse sein. 
% 17 Aufgaben des Senats 
(1) Der Senat ist maßgeblich £Ur die Gestaltung des akade- 
mischen Lebens an der Universität verantwortlich. Er ist 
zuständig £Ur Ubergreifende Fragen der Fakultäten, soweit 
nicht eine andere Zuständigkeit durch Gesetz oder Grundord- 
nung bestimmt ist. Entscheidungen in hochschulpolitischen 
Grundsatzfragen und zur Hochschulreform haben in Uberein- 
Stimmung mit der vom Konzil empfohlenen strategischen Orien- 
tierung zu erfolgen. 
(2) Der Senat beschließt insbesondere Uber: 
1. die zu erlassenden Satzungen, soweit nichts anderes be- 
stimmt ist, 
k 2. den Vorschlag fUr die Wahl des Rektors und fUr die Ernen- 
nung des Kanzlers, 
E 3 .  die Verleihung der Ehrensenatorwllrde, 
4. die Stellungnahme zu den Berufungsvorschlägen und zu den 
Bestellungsvorschlägen zum Honorarprofessor und außerplanmä- 
ßigen Professor, 
5 .  die Gliederung der Universität soweit nicht die Fakultä- 
ten zuständig sind, 
6. die Einrichtung und Aufhebung von Studiengängen, 
7 .  die Habilitationsordnung und Allgemeine Bestimmungen £Ur 
die Studien-, PrUfungs- und Promotionsordnungen, 
8. die Stellungnahme zu Studien-, PrUfungs- und Promotions- 
ordnungen der Fakultäten, 
9. grundsätzliche und Uber eine Fakultät hinausgehende An- 
gelegenheiten von Forschung und die Förderung des wissen- 
schaftlichen Nachwuchses, 
10. Forschungsschwerpunkte, fakultetsubergreifende Arbeits- 
gruppen und Sonderforschungsbereiche, 
11. Konzepte zur Frauenförderung. 
( 3 )  Der Senat wählt die Gleichstellungsbeauftragte und deren 
Stellvertreterin auf Vorschlag des Gleichstellungsrates. 
(4) Der Senat wählt gemäß S 79 Abschn. 3 des ThUrHG 
Beauftragte £Ur Umwelt, Datensicherheit, Ausländer und Homo- 
sexuelle, sobald sie von einem zugehörigen Beirat gefordert 
werden. 
( 5 )  Der Senat bestätigt den von der Universitätsleitung zu 
erstellenden Forschungsbericht (5 8, Abs. 2). 
1 18 Zusammensetzung des Senats 
(1) Dem Senat gehören an: 
1. der Rektor, 
2. 6 Professoren bzw. 7 Professoren, wenn der Vorsitzen- 
de des Senats nicht zur Gruppe der Professoren gehört 
3. 3 Studierende, 
4. 2 akademische Mitarbeiter, 
5. 1 sonstiger Mitarbeiter. 
Mit beratender Stimme gehören dem Senat weiterhin an: 
6. die Dekane 
7. die Prorektoren 
8. der Kanzler 
9. die Gleichstellungsbeauftregte 
10. 2 Studierende 
11. 1 akademischer Mitarbeiter 
12. 1 sonstiger Mitarbeiter 
Sie können Anträge stellen. 
(2) Der designierte Rektor und die designierten Prorektoren 
nehmen an den Sitzungen des Senats beratend teil. 
(3) Die Amtszeit der studentischen Mitglieder beträgt ein 
Jahr, die der Ubrigen Wahlmitglieder zwei Jahre. 
(4) Die Mitgliedergruppen im Konzil wählen aus ihren Reihen 
die Vertreter ihrer Gruppe nach Abs. 1 Nr. 2 bis 5 und 10 
bis 12. 
(5) Der vorsitzende Rektor wird im Fall der Verhinderung 
durch den jeweils dienstältesten Professor des Senats ver- 
treten. 
ständige S e n a t s a m  
fi 19 Aufgaben der Stendigen Senatsausschiisse 
(1) Die Ständigen Senatsausschiisse bereiten grundsätzlich 
Senatsentscheidungen vor. Der Senat sollte den Ständigen , 
SenatsausschUssen in den ihnen zugewiesenen Bereichen Ent- 
scheidungskompetenz Ubertragen. Die SenatsausschUsse tagen 
in universitätsöffentlichen Sitzungen. Entsclieidungeii in 
hochschulpolitischen Grundsatzfragen und zur Hochschulreform 
haben in ubereinstimmung mit der vom Konzil empfohlenen 
strategischen Orientierung der Universität zu erfolgen. 
Besonders wichtige Entscheidungen sind in zwei Lesungen zu 
treffen. 
(2) Es werden eingerichtet: 
1. Ständiger Senatsausschuß I - fiir Studium und Lehre - 
mit der Zuständigkeit U. a. zu folgenden Problemen: 
- Koordinierung von Lehr- und Studienangelegenheiten 
z. B. PrUfungsordnung, Studienordnung, Studienablauf der 
Fakultäten sowie Stellungnahme gegenuber dem Ministerium 
fUr Wissenschaft und Kunst zur Bildung, Änderung und Auf- 
hebung von Studiengängen, 
- Zulassung zum Studium, 
- Festlegung von Richtzahlen von aufzunehmenden Bewerbern in 
den einzelnen Studiengängen im Einvernehmen mit dem Stän- 
digen Senatsausschuß 111, 
- Studienreform und Entwicklung der Universitätsdidaktik, 
Zustimmung zu besonderen Studien- und PrUfungsordnungen, 
die der Erprobung von Studienreformmodellen dienen, 
- Angelegenheiten der Studienberatung, 
- Fernstudium, Aufbau- und Ergänzungsstudium und Weiter- 
bildung, 
- Förderung der Studierenden. 
2. Stkindiger Senatsausschuß I1 fUr Forschung und wissen- 
schaftlichen Nachwuchs sowie der Universitätsorganisation 
\ mit der Zuständigkeit: 
- Universitätsentwicklungsplan (Errichtung, Änderung und 
Aufhebung von Fakultäten, Fachgebieten, Studiengängen, 
zentralen wissenschaftlichen Einrichtungen, zentralen 
technischen Betriebseinheiten und gemeinsamen Kommis- 
sionen) 
- Erlaß allgemeiner Bestimmungen fUr die Organisation, Ver- 
waltung und Benutzung zentraler wissenschaftlicher Ein- 
richtungen und technischer Betriebseinheiten, 
- Allgemeine Bestimnungen ergänzenden, Organisations-, 
Verwaltungs- und Benutzungsordnungen fUr die zentralen 
wissenschaftlichen Einrichtungen und technischen Be- 
triebseinheiten, 
- Wechsel der Fakultätszugehörigkeit von Professoren, 
- Koordinierung der Forschungsprogranune der Fakultäten und 
zentraler Wissenschaftlicher Einrichtungen, 
- Einrichtung von Sonderforschungsbereichen im Einvernehmen 
mit dem Ständigen Senatsausschuß 111, 
- Forschungsberichtswesen, 
- Bildung, Äqderung und Aufhebung von interfakultativen Kom- 
missionen nach 5 31. 
3. Ständiger Senatsausschuß I11 fUr Haushaltsangelegenheiten 
mit der Zuständigkeit der Beschlußfassung U. a. zu folgenden 
Problemen: 
- Universitätsentwicklungsplan und die Anmeldung zum Haus- 
haltsplan des Landes, 
- Verteilung der Personal- und Sachmittel auf die Fakultäten 
und Einrichtungen des Zentralbereiches sowie ihre Zweck- 
bindung, 
- Körperschaftshaushalt, 
4. Ständiger Senatsausschuß IV fiir Bibliotheksfragen mit der 
Zuständigkeit U. a. zu folgenden Problemen: 
- Vorbereitung der BeschlUsse zu Angelegenheiten der Univer- 
sitätsbibliothek, 
- Einrichtung, Zusammenlegung und Auflösung von Teilbi- 
bliotheken 
- Grundsätze der Bestandserganzungen und die Schwerpunkte 
zukiinftiger Anschaffungen. 
(3) Der Senat kann weitere Ausschusse einsetzen und diesen 
Zuständigkeiten fUr Ubergreifende Fragen der Fakultäten 
Ubertragen. 
5 20 Zusammensetzung der Ständigen Senatsausschüsse 
(1) Die Universitätsleitung stellt die Vorsitzenden der 
Ständigen Senatsausschiisse. Ist der Vorsitzende der Senats- 
ausschüsse I, I1 und IV kein Professor erhöht sich die Zahl 
der dem Ausschuß angehörenden Professoren um eins. 
(2) Den Ständigen Senatsausschüssen gehören folgende weitere 
Mitglieder an: 
1. dem Ständigen Senatsausschuß I 
- 5 Vertreter der Professoren 
- 3 Vertreter der Studierenden 
- 1 Vertreter der akademischer Mitarbeiter 
Mit beratender Stimme gehören dem Ständigen Senatsausschuß I 
weiterhin an: 
- 2 Vertreter der Studierenden. 
- 1 Vertreter der akademischen Mitarbeiter 
- 1 Vertreter der sonstigen Mitarbeiter 
2. dem Ständigen Senatsausschuß 11 
- 5 Vertreter der Professoren 
- 1 Vertreter der Studierenden 
- 3 Vertreter der akademischen Mitarbeiter 
Mit beratender Stimme gehören dem Ständigen Senatsausschuß 
11 weiterhin an: 
- 1 Vertreter der Studierenden 
- 2 Vertreter der akademischen Mitarbeiter 
- 1 Vertreter der sonstigen Mitarbeiter 
3. Dem Ständigen Senatsausschuß I11 
- 7 Vertreter der Professoren 
- 1 Vertreter der Studierenden 
- 2 Vertreter der akademischen Mitarbeiter 
- 2 Vertreter der sonstigen Mitarbeiter. 
Mit beratender Stimme gehören dem Ständigen ~enatsaisschu~ 
111 weiterhin an: 
- 1 Vertreter der Studierenden 
- 2 Vertreter der akademischen Mitarbeiter 
- 2 Vertreter der sonstigen Mitarbeiter 
4. Dem Ständigen Senatsausschuß IV £Ur Bibliotheksfragen: 
- 5 Vertreter der Professoren 
L - 1 Vertreter der Studierenden 
- 2 Vertreter der akademischen Mitarbeiter, davon ein 
Vertreter des Bibliotheksdienstes 
- 1 Vertreter der sonstigen Mitarbeiter des Biblio- 
theksdienstes 
Mit beratender Stimme gehören dem Ständigen Senatsausschuß 
IV weiterhin an: 
- der Leiter der Universitätsbibliothek 
- 2 Vertreter der Studierenden 
- 1 Vertreter der akademischen Mitarbeiter 
- 1 Vertreter der sonstigen Mitarbeiter 
(3) Die Mitglieder der Ständigen SenatsausschUsse werden 
jeweils von den Vertretern ihrer Gruppe im Senat entsandt. 
Dazu werden nach den Grundsätzen der Verhältniswahl in 
einem einheitlichen Verfahren der gleichzeitigen Bildung der 
Ausschusse I, 11, I11 und IV im Konzil Besetzungslisten 
erstellt. Die Mitglieder einer Kandidatenliste Uben jeweils 
in der Reihenfolge der auf die Liste gemäß dem dtHondtschen 
Höchstzahlverfahren entfallenden Sitze das Recht des 
Zugriffs auf einen von Vertretern der Gruppe zu besetzenden 
freien Sitz in einer der Ständigen AusschUsse aus; die 
Anzahl der auf die Listen entfallenden Sitze wird auf der 
Grundlage der von ihnen im Konzil innegehabten Mandate be- 
rechnet. Die Mitglieder der AusschUsse mUssen nicht Mitglie- 
der des Konzils sein. 
( 4 )  Die Amtszeit der Mitglieder beträgt entsprechend der Le- 
gislaturperiode des Konzils zwei Jahre, die der Studierenden 
ein Jahr. 
(5) Im Verhinderungssfalle der stimmberechtigten Mitglieder 
in der Gruppe nehmen die jeweiligen Mitglieder mit beraten- 
der Stimme deren Stimmrecht Jahr. 
1 21 Gleichstellungsbeauftragte 
(1) Die Gleichstellungsbeauftragte wirkt auf die Herstellung 
der verfassungsrechtlich garantierten ~hancengleichheit von 
Frau und Mann an der Universität hin und nimmt Aufgaben 
wahr, die sich aus 5 4 Abs. 3 ThUrHG ergeben. Sie macht Vor- 
schläge und nimmt Stellung gegenUber den zuständigen Stellen 
der Universität in allen Angelegenheiten, die die Belange 
der Frauen in der Universität beruhren. An der Beratung sol- 
cher Angelegenheiten in den Gremien der Universität kann sie 
mit Antrags- und Rederecht teilnehmen. Sie berichtet dem Se- 
nat regelmäßig Uber ihre Tätigkeit. 
(2) Die Gleichstellungsbeauftregte hat zur Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben das Recht auf notwendige und sachdienliche Informa- 
tion. Sie kann mit Zustimmung der Betroffenen die Personal- 
unterlagen einsehen. Die Universität stellt die erforderli- 
chen statistischen Angaben zur VerfUgung. 
(3) Die Gleichstellungsbeauftragte ist berechtigt und ver- 
pflichtet, die allgemeine und die Universitätsöffentlichkeit 
Uber ihre Arbeit zu informieren. Hierbei wird sie durch die 
universitätsleitung unterstutzt. Sie -ist berechtigt, gegen- 
Uber dem Ministerium fUr Wissenschaft und Kunst ihre Stel- 
lungnahme und Vorschläge zu vertreten. 
(4) Die Gremien der Universität, die Fakultäten, die wissen- 
schaftlichen und technischen Einrichtungen unterrichten die 
Gleichstellungsbeauftragte in allen wichtigen Angelegenhei- 
ten und beteiligen sie dort, wo die Belange der Gleichstel- 
lung berUhrt werden. Die Gleichstellungsbeauftragte ist von 
Amts wegen durch die Vorsitzenden der Universitätsgremien 
rechtzeitig zu allen wichtigen Sitzungen einzuladen und Uber 
deren Tagesordnung zu informieren. 
(5) Vor allen Entscheidungen Uber Angelegenheiten, die 
die Belange der Gleichstellung an der Universität unmit- 
telbar beruhren, ist der Gleichstellungsbeauftragten eine 
angemessene Frist zur Abgabe eines Vorschlages oder einer 
Stellungnahme einzuräumen. Andernfalls ist die Entscheidung 
auf Verlangen der Gleichstellungsbeauftragten bis zur näch- 
sten ordentlichen Sitzung des beschließenden Gremiums aufzu- 
schieben. 
(6) Die Gleichstellungsbeauftragte und ihre Stellvertreterin 
werden vom Senat auf Vorschlag des Gleichstellungsrates aus 
der Gruppe der Professorinnen oder der akademischen Mitar- 
beiterinnen gewählt. Die Amtszeit der Gleichstellungsbeauf- 
tragten und ihrer Stellvertreterin beträgt zwei Jahre. . 
(7) Die Gleichstellungsbeauftragte ist zur Ausiibung ihres 
Amtes und zur Wiedereinarbeitung in ihr Fach nach Beendigung 
der Amtszeit von ihren sonstigen Dienstaufgaben angemessen 
zu entlasten. 
8 22 ßleichstellungsrat 
(1) Die Gleichstellungsbeauftragte wird nach 5 81 Absatz 2 
ThUrHG vom Gleichstellungsrat unterstutzt, der insbesondere 
£Ur die Erstellung und Durchsetzung eines Programms zur 
Frauenförderung sowie von Richtlinien zur Erhöhung des An- 
teils von Wissenschaftlerinnen an der Universität zbständig 
ist. 
(2) Die Zqsammensetzung und Wahl des Gleichstellungsrates 
regelt sich nach einer vom Konzil zu beschließenden 
Richtlinie. 
§ 23 Aufgaben und Zusammensetzung des Kuratoriums 
( 1 )  Das Kuratorium hat die Aufgabe, die Universität durch 
geeignete Maßnahmen in ihrer weiteren Entwicklung zu unter- 
stutzen und ihre regionale Einbindung zu fördern. 
(2) Im Rahmen des Absatzes 1 hat das Kuratorium insbesondere 
folgende Aufgaben: 
1 .  Stellungnahme zu den Berichten der Universitätsleitung 
Uber die Struktur- und Entwicklungsplanung und anderer Ange- 
legenheiten, die die weitere Entwicklung der Universität und 
ihrer Einbindung in die Region betreffen. 
2. Abgabe von Empfehlungen und Stellungnahmen aus der Sicht 
der Öffentlichkeit zu Angelegenheiten, die £Ur die Universi- 
tät von grundsätzlicher Bedeutung sind. 
(3) Zu den Empfehlungen des Kuratoriums nimmt die Universi- 
tätsleitung in angemessener Frist Stellung. 
( 4 )  Mitglieder des Kuratoriums sind 
1. ein von der Stadtverordnetenversammlung Ilmenau zu benen- 
nender Vertreter 
2. mindestens sechs, höchstens zehn unabhängige Persönlich- 
keiten, die geeignet sind, die Universität zu fördern, und 
die nicht Mitglieder oder Angehörige der Universität sein 
dürfen; sie werden von der Universitätsleitung vorgeschlagen 
und vom Senat gewählt, 
3. die Mitglieder der Universitätsleitung mit beratender 
Stimme , 
4. drei aus der Mitte des Senats gewählte Mitglieder mit be- 
ratender Stimme. 
( 5 )  Die zu wählenden Mitglieder nach Abs. 4 Pkt. 2 werden 
fiir eine Amtszeit von fUnf Jahren gewählt. 
(6) Ein Vertreter des ThUringer Ministeriums fiir Wissen- 
schaft und Kunst ist zu den Sitzungen einzuladen. 
(7) Das Kuratorium wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden 
und einen Stellvertreter. 
- 
PLe Fakultäten 
8 24 Organisation und Aufgaben der Fakultät 
(1) Die Fakultät ist die organisatorische Grundeinheit der 
Universität mit kollegialem Beschlußorgan. Die Fakultät soll 
verwandte oder benachbarte Fachgebiete umfassen. Die klein- 
ste Einheit fUr Lehre und Forschung ist das Fachgebiet. Es 
kann von der Fakultät beauftragt werden, Fächer in der Lehre 
wahrzunehmen. Fachgebiete werden von Professoren (oder Ver- 
tretungsprofessoren nach § 49, Abs. 6 ThUrHG) geleitet. Die 
Fachgebiete sind unabhängig von der Stellung der Professoren 
gleichberechtigt. 
( 2 )  Die Organe der Fakultät sind der Dekan als Sprecher und 
der Fakultätsrat. 
(3) Der Fakultätsrat kann die Bildung oder Einrichtung, Ver- 
änderung oder Auflösung von Instituten ( §  32), Fachabteilun- 
gen ( 5  33)! Arbeitsgruppen und technischen Betriebseinheiten 
( 5  34) sowie Arbeitsgruppen beschließen. 
Arbeitsgruppen sind Zusammenschliisse von Mitgliedern und 
Angehörigen einer oder mehrerer Fakultäten zur DurchfUhrung 
zeitlich befristeter und sachlich begrenzter und bestiniinter 
einzelner Vorhaben der Forschung und Lehre. 
(4) Die Fakultäten fördern die Koordinierung der Forschungs- 
programme der wissenschaftlichen Einrichtungen (Institute, 
Fachabteilungen, Fachgebiete) und der Arbeitsgruppen. 
(5) Die Fakultäten Uben das Vorschlagsrecht zur Ergänzung 
des Lehrkörpers aus. Sie bilden dazu eine Berufungskommis- 
sion. Das nähere regelt eine Berufungsordnung. 
(6) Die Fakultät sorgt dafiir, daß ihre Mitglieder die ihnen 
obliegenden Aufgaben erfullen können und durch die Organi- 
sation der Lehre ein Studium innerhalb der Regelstudienzeit 
ermöglicht wird, Sie gewährleistet die fachliche Studienbe- 
ratung und achtet auf die Vollständigkeit des Lehrangebots. 
Sie Uberträgt ihren Mitgliedern, die mit Lehraufgaben be- 
traut sind, die nach den Studien- und Priifungsordnungen vor- 
gesehenen Lehrveranstaltungen. 
(7) Die Fakultät ist darüber hinaus insbesondere dafUr zu- 
ständig, 
1. die Einrichtung, Änderung und Aufhebung von Studiengängen 
vorzuschlagen, 
2. den wissenschaftlichen Nachwuchs heranzubilden, For- 
scliungsvorhaben abzustimmen und Forschungsschwerpunkte zu 
bilden, 
3. die der Fakultät zugewiesenen Personal- und Sachmittel an 
die Institute oder Fachgebiete zu verteilen. 
4 .  den Habilitanden Lehrbefugnisse zu erteilen, Gastprofes- 
soren und Lehrbeauftragte vorzuschlagen, 
5. die Studien-, Priifungs- und Promotionsordnung zu 
beschließen. Zur Organisation und Abnahme von Priifungen 
sind Priifungsämter oder besondere Ausschiisse einzurich- 
ten. Sie können auch von mehreren Fakultäten gemeinsam 
eingerichtet werden. 
5 25 Mitglieder der Fakultät 
Mitglied der Fakultät ist, wer in einem Studiengang der Fa- 
kultät immatrikuliert ist und wer hauptamtlich in der Fakul- 
tät tätig ist. 
5 26 Dekan 
(1) Der Dekan ist Vorsitzender des Fakultätsrates, er ver- 
tritt die Fakultät, bereitet die Sitzungen des Fakultätsra- 
tes vor und vollzieht dessen Beschlusse. 
(2) Der Dekan und der Prodekan werden vom Fakultätsrat aus 
dem Kreis der ihm angehörenden Professoren für zwei Jahre 
gewählt. 
(3) Im Falle des Ausscheidens des Dekans/Prodekans aus dem 
Amt vor Ablauf der Amtszeit wird bei einer verbleibenden 
Zeit von mehr als drei Monaten aus dem Gremium neu gewählt. 
Bei weniger als drei Monaten tritt die Vertretungsregelung 
nach Absatz (7) in Kraft. Die Amtszeit der auf diese Weise 
Neugewählten wird nicht auf die Wiederwahl angerechnet. 
( 4 )  Der Dekan erledigt die Geschäfte der Fakultät in eigener 
Zuständigkeit. Ist eine Angelegenheit, die in Zuständigkeit 
der Fakultät fällt, unaufschiebbar zu erledigen, kann der 
Dekan vorläufige Entscheidungen treffen. Der Fakultätsrat 
ist unverzuglich zu unterrichten. Dieser kann die getroffene 
Entscheidung aufheben, sofern Rechte Dritter nicht beriihrt 
sind. 
( 5 )  Der Dekan wirkt unbeschadet der Aufgaben der Univer- 
sitätsleitung darauf hin, daß die Professoren und die 
sonstigen zur Lehre verpflichteten Personen ihre Lehr- und 
pri i fungsverpf l i chtungen ordnungsgemäß erfiillen. Er fiihrt die 
Dienstaufsicht iiber die Universitätseinrichtungen, die der 
Fakultät zugeordnet sind, und die in der Fakultät tätigen 
wissenschaftlichen und sonstigen Mitarbeiter. Er sorgt fiir 
die Bildung und die Konstituierung der Fakultätskommis- 
sionen . 
(6) Der Dekan sollte jährlich eine Versammlung der Fakultät 
einberufen, in welcher Gelegenheit zu Inforniatioii und Aus- 
sprache iiber Fakultäts- und Universitätsangelegenheiten be- 
steht. 
(7) Im Falle der Verhinderung des Dekans, vertritt ihn der 
Prodekan. Falls dieser verhindert ist, wird der Dekan durch 
den dienstältesten Fachgebietsleiter des Fakultätsrates ver- 
treten. 
5 27 Fakultätsrat 
(1) Der Fakultätsrat ist zuständig in allen Forschung und 
Lehre betreffenden Angelegenheiten der Fakultät, insbesonde- 
re werden Angelegenheiten nach 5 24 ( 3 )  und ( 7 )  stets auf 
der Basis von Fakultätsratsbeschlüssen entschieden. 
( 2 )  Dem Fakultätsrat gehören an: 
7 Professoren 
3 Studierende 
2  akad. Mitarbeiter 
1 sonst. Mitarbeiter 
Mit beratender Stimme gehören dem Fakultätsrat durch Wahl 
weiterhin an: 
1 Studierender 
2 akad. Mitarbeiter 
2 sonst. Mitarbeiter 
Dem Fakultätsrat der Fakultät Elektrotechnik und Informa- 
tionstechnik gehören die doppelte Anzahl von Mitgliedern in 
den jeweiligen Gruppen an. Die Anzahl der Mitglieder mit be- 
ratender Stimme ist davon nicht betroffen. 
( 3 )  Die Vertreterinnen/Vertreter der Fakultät im Gleichstel- L lungsrat haben Rede- und Antragsrecht in den Sitzungen ihres 
Fakultätsrates, wenn es um Probleme der Gleichstellung geht. 
(4) Die Amtszeit der Studierenden beträgt ein Jahr, die der 
Ubrigen Mitglieder zwei Jahre. 
( 5 )  Mitgliedern der Fakultät, die dem Fakultätsrat nicht an- 
gehören, ist auf ihren Wunsch Gelegenheit zu geben, sich vor 
dem Fakultätsrat in eigener Sache zu äußern. 
5 28 Fakultätsmitarbeiterrat 
(1) Die in den Fakultätsrat gewählten akademischen und son- 
stigen Mitarbeiter bilden einen Mitarbeiterrat und benennen 
für ein Jahr einen Sprecher und stellvertretenden Sprecher. 
( 2 )  Der Mitarbeiterrat erörtert tätigkeitsbedingte soziale 
und rechtliche Belange der Mitarbeiter der Fakultät, ver- 
tritt diese gegenüber der Fakultät und kann den zuständigen 
Stellen Empfehlungen geben. Er unteretfftzt die Fakultät in 
Fragen der Qualifizierung, Beförderung und Berufung. 
( 3 )  Der Mitarbeiterrat kann zu Beratungen weitere Mitarbei- 
ter hinzuziehen. 
(4) Die Amtszeit der Mitglieder des Mitarbeiterrates endet 
' mit der Wahlperiode des Fakultätsrates. 
5 29 Fachschaft 
( 1 )  Die Studierenden einer Fakultät bilden die Fachschaft 
der Fakultät. 
( 2 )  Die innere Ordnung der Fachschaft regelt sich nach 
der Satzung und den entsprechenden Ordnungen der Studenten- 
schaft. 
( 3 )  Die Organe der Fachschaft sind die Fachschaftsvollver- 
sammlung und der Fakultätsstudentenrat. 
(4) Die Mitglieder des Fakultätsstudentenrates werden ebenso 
wie die studentischen Vertreter im Fakultätsrat jährlich im 
Soinmersemester gewählt. 
5 30 Pakultätskonunissionen, Fakultätsbeauftragte 
( 1 )  Die Fakultät setzt eine Kommission für Lehre und Studium 
ein, die den Fakultätsrat berät und den Studienablauf Uber- 
prUft und die Studienfachberatung organisiert. Sie besteht 
aus fünf Professoren, drei Studierenden und ein akad. Mitar- 
beiter. Ihre Mitglieder werden von den Mitgliedergruppen des 
Fakultätsrates benannt; sie mussen nicht Mitglieder des Fa- 
kultätsrates sein. 
(2) Der Fakultätsrat soll einen Beauftragten £Ur den wissen- 
schaftlichen Nachwuchs bestellen. Dieser berät den wissen- 
schaftlichen Nachwuchs und erstattet dem Fakultätsrat jähr- 
lich Bericht. An seiner Stelle kann der Fakultätsrat eine 
beratende Kommission einrichten. 
(3) Die Fakultät kann weitere beratende Kommissionen einset- 
zen. Bei deren Zusammensetzung sind die einzelnen Gruppen 
angemessen zu beteiligen. 
5 31 Interfakultative Kommissionen 
(1) FUr Aufgaben, die eine Zusammenarbeit mehrerer Fakultä- 
ten erfordern, können die betreffenden Fakultäten oder der 
Senat gemeinsame Koinmissionen bilden. 
(2) Uber den Vorsitz verständigen sich die Dekane, die Zu- 
sammensetzung entspricht der eines Fakultätsrates. 
5 32 Institute 
(1) Die Fakultäten können zur Schwerpunktbildung und 
fachubergreifenden Zusammenarbeit in Forschung und Lehre aus 
mehreren Fachgebieten bzw. Fachabteilungen Institute ein- 
richten. Institute können auch als gemeinsame wissenschaft- 
liche Einrichtungen mehrerer Fakultäten vom Rektor mit Zu- 
stimmung des Senates eingerichtet werden. 
(2) Gehören einem Institut mindestens drei Professoren an, 
wird ein Institutsrat gebildet, dem alle Professoren sowie 
ein Vertreter der wiss. Mitarbeiter, der wiss. Hilfskräfte 
und Doktoranden angehören. Die Professoren verfugen Uber die 
Mehrheit der Sitze und Stimmen. Organisiert das Institut 
eine Studienrichtung, so gehört auch ein Studierender dem 
Institutsrat an. Der Institutsrat regelt die Nutzung der 
Einrichtung durch die Mitglieder und Angehörigen der Uni- 
versität und nimmt zu Personalangelegenheiten des Instituts 
Stellung. 
b (3) Geboren einem Institut mindestens vier Professoren an, 
kann die Fakultet Entscheidungnen zur Organisation der Lehre 
bei der DurchfUhrung eines Studienganges Ubertragen. 
(4) Der Direktor leitet und verwaltet das Institut. Er führt 
den Vorsitz im Institutsrat. Er wird von der Fakultät auf 
Vorschlag des Institutsrates oder, wenn kein Institutsrat 
existiert, von der Institutsversammlung für die Dauer von 
zwei bis vier Jahren bestellt und vom Rektor bestätigt. Als 
Direktor kann nur ein dem Institut angehörender Professor 
bestellt werden. 
( 5 )  Gibt es keinen Institutsrat, wählt die Institutsversamm- 
lung einen Sprecher, den der Direktor an seinen Entscheidun- 
gen beteiligt. 
(6) Im Institut werden die Forschungsplanung, die Lehre 
und ihre Organisation und andere wichtige Angelegenheiten 
erörtert und die Durchfiihrung von Forschungsprojekten abge- 
stimmt. 
(7) ~ngelegenheiten von grundsätzlicher Bedeutung werden in 
der mindestens einmal im Jahr einzuberufenden Institutsver- 
sammlung erörtert. 
5 33 Fachabteilungen 
(1) Fachabteilungen sind der freiwillige Zusammenschluß von 
mindestens zwei Fachgebieten. Sie werden abwechselnd von 
einem der Fachabteilung angehörenden Professor geleitet. Die 
Fachabteilungen und deren Leiter müssen vom Fakultätsrat fiir 
mindestens ein Jahr bestätigt werden. 
(2) Angelegenheiten von grundsätzlicher Bedeutung erörtert 
der Fachabteilungsleiter mit der mindestens einmal im Seme- 
ster einzuberufenden Fachabteilungsversammlung. Die Versamm- 
lung wählt einen Sprecher, den die Professoren an den Ent- 
scheidungen der Fachabteilung beteiligen. 
5 34 Technische Betriebseinheiten 
(1) Zur Erfüllung der Aufgaben in Lehre und Forschung können 
in den Fakultäten technische Betriebseinheiten wie Labors, 
Werkstätten und KonstruktionsbUros gebildet werden, die 
technische oder andere Dienstleistungen für das in Forschung 
und Lehre tätige wissenschaftliche Personal auf Dauer er- 
bringen. 
(2) Der Leiter einer technischen Betriebseinheit wird vom 
Dekan eingesetzt. 
g 35 Bibliothekswesen 
(1) Die Universitätsbibliothek besteht aus der Zentralbi- 
bliothek und den Teilbiliotheken. Das Nähere Uber die ErfUl- 
lung der Aufgaben und ihre Verteilung zwischen der Zentral- 
biliothek und Teilbiliotheken regelt eine Bibliotheksord- 
nung, die von der Universitätsleitung mit Zustiininung des Se- 
nats erlassen wird. Der Universitetsbibliothek können weite- 
re bibliothekarische Aufgaben durch Senatsbeschluß Ubertra- 
gen werden, die nur mittelbar mit ihren Aufgaben zusainmen- 
hängen. 
( 2 )  Die Universitätsbibliothek wird von einem hauptberufli- 
chen Bibliothekar mit einer seinen Aufgaben entsprechenden 
Ausbildung geleitet. Er ist Vorgesetzter der Mitarbeiter der 
Universitätsbibliothek und hat die fachliche Aufsicht über 
alle bibliothekarischen Einrichtungen. Er berät die Gremien 
in allen das Bibliothekswesen betreffenden Fragen. Er wird 
vom Ministerium im Einvernehmen mit der Universitätsleitung 
und dem Senat bestellt. 
Brufunaen und Stellenbesetzunasn 
1 36 Wahl und Zusammensetzung der Berufungskommission 
(1) Der Fakultätsrat der Fakultät, in der die Stelle zu 
besetzen ist, wählt die Mitglieder der Berufungskommission. 
Ihr gehören an 
5 Professoren 
1 Studienrender 
2 akademische ~itarbeiter 
Trägt die zu besetzende Professur zum Lehrangebot mehrerer 




3 akademischen Mitarbeitern, 
wobei mindestens zwei Professoren aus den Fakultäten sein 
sollten, £Ur die Dienstleistungen erbracht werden. 
Die Bewerber dUrfen nicht, der alte Stelleninhaber soll 
nicht Mitglied der Berufungskommission sein. 
Bei neueingerichteten oder unterbesetzten Fakultäten regelt 
sich die Besetzung der Berufungskommission nach 5 122 
ThUrHG. 
(2) Die Mitglieder der Berufungskommission werden von den 
jeweiligen Gruppen im Fakultätsrat vorgeschlagen. bber die 
Mitglieder der Berufungskommission stimmt der Fakultätsrat 
im ganzen ab. 
(3) Jeder Berufungskommission gehört grundsätzlich minde- 
stens eine Wissenschaftlerin, nach Möglichkeit eine Profes- 
sorin, an. In Fächern, in denen keine Wissenschaftlerin ver- 
treten sind, können Wirtschaftlerinnen aus benachbarten Fä- 
chern der Universität oder Professorinnen gleicher oder be- 
nachbarter Fächer von anderen Hochschulen in die Berufungs- 
kommission gewählt werden. Ist dies nicht möglich, wird die 
Gleichstellungsbeauftragte oder eine ihrer Vertreterinnen 
mit beratender Stimme beteiligt. 
(4) Der Dekan der Fakultät hat die Bildung der Kommission 
dem Senat anzuzeigen. Der Senat kann aus seiner Mitte einen 
Senatsberichterstatter der Berufungskommission mit beraten- 
der Stimme zuordnen. 
5 37 Aufgaben der Berufungskonunission 
(1) Die Berufungskommission hat die Aufgaben 
a) einen Ausschreibungstext zu entwerfen, der Art und Umfang 
der zu erfiillenden Aufgaben, fachlicher und didaktische 
Qualifikationsmerkmale und den Umfang der Lehrverpflich- 
tungen enthalten muß, 
b) die eingegangenen Bewerbungen zu sichten und eine Voraus- 
wahl zu treffen, 
C )  Anhörungen und Lehrveranstaltungen zur Vorstellung der 
Bewerber und Bewerberinnen zu planen und durchfiihren, 
d) die £Ur den Berufungsvorschlag erforderlichen Gutachten 
einholen, 
e) die Berufungsliste zu erstellen und den Berufungsvor- 
schlag zu begriinden. 
(2) Uber den Ablauf ihrer Sitzungen sind Protokolle zu er- 
stellen, die die wesentlichen Beratungsergebnisse enthalten. 
Dem Protokoll mUssen alle Abstimmungsergebnisse, insbesonde- 
re das Abstimmungsergebnis über die gesamte Liste, zu ent- 
nehmen sein. 
1 38 Aufgaben des Fakultätsrates bei Berufungen 
(1) Der Fakultätsrat beschließt Uber den von der Berufungs- 
kommission erarbeiteten Ausschreibungstext, Uber die vorge- 
schlagene Berufungsliste und Uber die BegrUndung des Beru- 
fungsvorschlages. 
(2) Professoren der Fakultät, die nicht dem Fakultätsrat 
angehören, können bei Entscheidungen über Vorschläge fiir die 
Berufung von Professoren dem Dekan innerhalb der Bewerbungs- 
frist fiir die zu besetzende Professur mitteilen, daß sie ihr 
Stimmrecht ausiiben wollen. In diesem Fall sind sie vollwer- 
tige Mitglieder des Fakultätsrates. 
(3) Weicht der Berufungsvorschlag des Fakultätsrates von dem 
Vorschlag der Berufungskommission ab, so sind dem Senat zur 
Stellungnahme beide Vorschläge mit den jeweiligen Begründun- 
gen und den jeweiligen Abstimmungsergebnissen vorzulegen. 
(4) Jedes Mitglied des Fakultätsrates und jede geschlossen 
Uberstimmte Gruppe im Fakultätsrat haben das Recht, dem Be- 
rufungsvorschlag ein Sondervotum beizufugen. Auf Antrag al- 
ler Vertreter einer Gruppe kann nach 5 44 Abs. 1 ThUrHG der 
Vollzug des Beschlusses um drei Wochen einmalig ausgesetzt 
werden. 
1 39 Ausschreibung 
(1) Nachdem die Entscheidung zur Besetzung der Stelle vor- 
liegt und der Ausschreibungstext verabschiedet wurde, ver- 
öffentlicht die Leitung der Universität den Ausschreibungs- 
text. Der Bewerbungszeitraum wird in der Ausschreibung fest- 
gelegt; er sollte mindestens vier Wochen betragen und zwei 
Monate nicht Uberschreiten. 
(2) Die Ausschreibungen werden mit den Zusätzen versehen: 
"Die Technische Universität Ilmenau fordert Frauen nach- 
drUcklich zur Bewerbung auf. Sie werden bei gleichwertiger 
Qualifikation und Eignung bevorzugt berucksichtigt. Schwer- 
behinderte haben bei gleichwertiger Qualifikation und Eig- 
nung, Vorrang bei der Einstellung." 
1 40  Bewerbungen 
(1) Alle Bewerbungsunterlagen werden durch das Dekanat der 
~erufungskommission Ubergeben, nachdem der Eingang den Be- 
werbern bestätigt wurde. 
(2) Auf Empfehlung der Berufskommission kann der Fakultäts- 
rat in begrundeten Fällen eine Verlängerung der Bewerbungs- 
frist beschließen. 
(3) Notwendige Bestandteile der Bewerbungsunterlagen sind 
a) die Bewerbung, 
b) tabellarischer Lebenslauf 
C )  einschlägige Zeugnisse (ggf. Promotione-, Habilitations- 
urkunde) , 
d) ein Verzeichnis der wissenschaftlichen Schriften bzw. 
Veröffentlichungen sowie der sonstigen Leistungen auf dem 
Fachgebiet, 
e) ggf. Belege, die Erfahrungen in der Lehre oder Ausbildung 
nachweisen. 
5 41 Berufungsvorschlag 
(1) Die Berufungskommission trifft eine Vorauswahl und fiihrt 
das Vorstellungsverfahren durch. 
(2) Grundsätzlich soll allen Bewerberinnen, die die formalen 
Voraussetzungen ( 5  48 ThiirHG) fUr die zu besetzende Stelle 
erfiillen, Gelegenheit zu einem Probevortrag bzw. zu einem 
Vorstellungsgespräch gegeben werden. Sollten sich mehr 
Frauen als Männer bewerben, sind mindestens so viel Frauen 
wie Männer in die engere Wahl einzubeziehen. 
(3) Bei der Auswertung der eingehenden Bewerbungen sollte 
der jeweilige Lebensweg beriicksichtigt werden, insbesondere 
soll bei Frauen ein durch Geburt und Erziehung von Kindern 
im Vergleich zu anderen Bewerbern höheres Lebensalter nicht 
zu ihren Ungunsten gewertet werden. 
(4) FUr die durch die Berufungskommission in die engere Wahl 
gezogenen Bewerber werden Gutachten eingeholt. 
( 5 )  Danach erstellt die Berufungskommission eine Berufungs- 
liste, die die Namen von drei Bewerbern enthalten soll (Be- 
rufungsvorschlag). Der Berufungsvorschlag sollte nur Namen 
von Wissenschaftlern enthalten, die sich auf die Ausschrei- 
bung hin beworben haben. Mitglieder der eigenen Universität 
dürfen nur in begriindeten Ausnahme£ällen vorgeschlagen 
werden. 
(6) Jedes Mitglied der Berufungskommission kann verlangen, 
daß sein von der Mehrheit abweichendes Votum beigefiigt wird. 
( 7 )  Nach Beschluß des Fakultätsrates geben der Senat und die 
Gleichstellungsbeauftragte eine Stellungnahme zu den Beru- 
fungsvorschlägen ab. Jedes Senatsmitglied hat das Recht auf 
ein Sondervotum. Nach Beschlußfassung durch den Senat Uber- 
gibt der Leiter der Universität den Berufungsvorschlag an 
das Ministerium fiir Wissenschaft und Kunst. 
(8) Dem Berufungsvorschlag sind alle zugehörigen Bewerbungs- 
und folgende weitere Unterlagen beizufugen: 
a) der Vorschlag der Berufungskommission und des Fakul- 
tätsrates, 
b) die Gutachten, davon jeweils mindestens zwei auswärtige, 
C) die Senatsstellungnahine und die Stellungnahme der Gleich- 
stellungsbeauftragten, 
J d) ggf. die Sondervoten. 
(9) Nach der Ruferteilung benachrichtigt das Dekanat inner- 
halb von vier Wochen die im Berufungsvorschlag nicht be- 
riicksichtigten Bewerber über den Ausgang des Verfahrens und 
schickt die Berufungsunterlagen an sie zurück. 
1 42 Stellenbesetzungen 
(1) FUr die Stelle, die besetzt werden soll, ist ein Aus- 
schreibungsverfahren durchzufiihren. 
(2) Bei Drittmittelstellen kann von einer Ausschreibung 
abgesehen werden; eine Einstellung setzt dabei voraus, daß 
der kUnftige Mitarbeiter von dem Hochschulmitglied, das das 
Drittmittelvorhaben durchführt, vorgeschlagen wurde. 
(3) In der Ausschreibung ist die zu besetzende Stelle grund- 
sätzlich unter Verwendung der weiblichen und der männlichen 
Form zu benennen. Stellenausschreibungen werden mit dem 
Zusatz versehen: "Die Technische Universität Ilmenau fordert 
Frauen nachdrilcklich zur Bewerbung auf. Sie werden bei 
gleichwertiger Qualifikation und Eignung bevorzugt berück- 
sichtigt. Schwerbehinderte haben bei gleichwertiger Qualifi- 
kation und Eignung Vorrang bei der Einstellung." 
(4) Die Bewerbungen sind an das Dezernat Personalangelegen- 
heiten zu richten, das auch den Eingang bestätigt. Nach Ab- 
schluß der Bewerbungsfrist gibt das Dezernat Personalangele- 
genheiten alle auf die Ausschreibung eingegangenen Bewerbun- 
gen an den zuständigen Leiter weiter, bei dem die Stelle zu 
besetzen ist. 
( 5 )  Der zuständige Leiter erarbeitet einen Besetzungsvor- 
schlag. Dieser ist bei Fakultätsmitarbeitern dem Fakultäts- 
rat zur Stellungnahme vorzulegen. Nachfolgend und für alle 
beabsichtigten Besetzungen in den übrigen Bereichen ist der 
Personalrat entsprechend einzubeziehen. 
(6) Iiaben sich Frauen beworben, so ist die Gleichstellungs- 
beauftragte oder die Vertreterin/der Vertreter des Gleich- 
stellungsrates der Fakultet bei der Entscheidung zu be- 
teiligen. 
(7) Haben sich Schwerbehinderte beworben, so ist der Schwer- 
behindertenvertreter nach § 14 Absatz 1  des Schwerbehinder- 
tengesetzes zu beteiligen. 
( 8 )  Die Entscheidung des zuständigen Leiters und die Sterl- 
lungnahme des Fakultätsrates sind dem Dezernat Personalange- 
legenheiten schriftlich mitzuteilen. Dieses nimmt dann die 
Einstellung vor. 
5 43 Geschäftsordnung 
( 1 )  Die Gremien geben sich eine eigene Geschäftsordnung, 
wenn dies zwei Drittel der Gremienmitglieder £Ur notwendig 
erachten, die den allgemeinen Regelungen der B §  43  - 49 ent- 
sprechen muß. 
(2) Die Geschäftsordnung muß Bestimmungen Uber die Frist und 
die Form der Einladungen zu den Sitzungen sowie Uber den 
Geschäftsgang des Gremiums und seiner AusschUsse enthalten. 
Änderungen der Geschäftsordnung bedUrfen der Zustimmung von 
zwei Dritteln der Mitglieder des Gremiums. 
% 44 Oeschäftsleitung 
(1) Im Rahmen der Geschäftsordnung leitet und verteilt der 
Vorsitzende die Geschäfte. Uber die Verteilung der Geschäfte 
unter den Mitgliedern beschließt das Gremium. 
(2) Der Vorsitzende bereitet die Beratungsgegenstände vor. 
Er beruft das Gremium mindestens eine Woche vor der Sitzung 
ein. Die Sitzungen finden in der Regel in einem Turnus von 
vier Wochen statt. 
(3) Der Vorsitzende handhabt die Ordnung und Ubt das Haus- 
recht aus. Er ist berechtigt, Zuhörer, die die Ordnung stö- 
ren, zu ermahnen und ggf. des Raumes zu verweisen. Das An- 
tragsrecht haben nur Mitglieder des Gremiums. Alle Anwesen- 
den haben das Recht zur Stellungnahme zur Tagesordnung. Der 
Vorsitzende kann dieses Recht zeitlich begrenzen. 
( 4 )  In dringenden Angelegenheiten, die einen Aufschub bis 
zur nächsten Sitzung nicht gestatten, entscheidet, wenn 
durch Gesetz oder Grundordnung nicht anderes geregelt ist, 
der Vorsitzende anstelle des Gremiums allein. Die Grunde fiir 
die Eilentscheidung und das Ergebnis derselben sind den Gre- 
miumsmitgliedern unverzuglich mitzuteilen. 
6 45 Beschlußfassung und Empfehlungen 
(1) Die Gremien beschließen in Sitzungen. Sie sind - sofern 
im ThUrHG, der Grundordnung und der Wahlordnung nicht anders 
festgelegt - beschlußfähig, wenn alle Mitglieder ordnungsge- 
mäß eingeladen sind und die Mehrheit der stimmberechtigten 
Mitglieder anwesend ist. Zur Annahme von Empfehlungen genügt 
die Hälfte Stimmen der anwesenden Mitglieder, bei Bescliliis- 
Sen ist, wenn nicht anders festgelegt, die Mehrheit der 
C Stimmen der Mitglieder erforderlich. 
t *  
(2) Entscheidungen, die Forschung, Entwicklungsvorhaben und 
die Berufung von Professoren und Hochschuldozenten unmittel- 
bar berUhren, bedUrfen außer der Mehrheit des Gremiums auch 
der Mehrheit der dem Gremium angehörenden Professoren. Kommt 
danach ein Beschluß auch im zweiten Abstiminungsgang nicht 
zustande, genUgt fUr eine Entscheidung die Mehrheit der dem 
Gremium angehörenden Professoren. 
Die Zahl der anwesenden Mitglieder ist für die Beschluß- 
fassung ohne Bedeutung, wenn wegen Beschlußunfähigkeit zum 
zweiten Male zur Verhandlung desselben Gegenstandes einge- 
laden und bei der zweiten Einladung hierauf ausdrticklich 
hingewiesen worden ist; dies gilt nicht fUr BeschlUsse zur 
Wahl- und Grundordnung. 
(3) Uber Beschlusse wird grundsätzlich offen abgestimmt. 
Entscheidungen Uber Personalangelegenheiten ergehen in ge- 
heimer Abstimmung. 
( 4 )  Beschlußvorlagen sollten grundsätzlich mit der schrift- 
lichen Einladung vorliegen. Falls die Beschlußvorlage nicht 
vorliegt, kann das Gremium Uber eine einmalige Vertagung 
der Beschlußfassung mit einfacher Mehrheit entscheiden. Bei 
Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den 
Ausschlag. Die Beschlußfassung kann in Ausnahmefällen auch 
im Umlaufverfahren durchgefUhrt werden. Stimmenthaltungen 
werden bei der Feststellung der Mehrheit nicht mitgerechnet, 
wenn durch Gesetz oder Grundordnung nicht anderes geregelt 
ist. 
( 5 )  Wird eine Gruppe geechlossen Uberstiinmt, kann sie dem 
Beschluß ein Sondervotum beifugen, das Bestandteil der Ent- 
4 g -  Scheidung ist. Auf Antrag aller Vertreter einer Gruppe wird 
'der Vollzug eines Beschlusses binnen drei Wochen ausgesetzt, 
es sei denn, daß das Gremium den sofortigen Vollzug des 
Beschlusses mit der absoluten Mehrheit der Mitglieder be- 
schließt. 
1 46 Öffentlichkeit und Information 
(1) Zeitpunkt und Ort der Sitzung sind unter Angabe der 
Tagesordnung spätestens fUnf Arbeitstage vor der Sitzung in 
geeigneter Weise an allgemein zugänglicher Stelle öffentlich 
bekanntzumachen. Die Sitzungen des Konzils sind öffentlich, 
die des Senats, der Senatsausschiisse, die eines Fakultätsra- 
tes und die eines Institutsrates öffentlich in ihrem jewei- 
ligen Zuständigkeitsbereich. 
(2) Die Sitzungen haben in einem der Allgemeinheit zugängli- 
chen Raum stattzufinden. Ober den Ausschluß der öffentlich- 
keit bei besonderen Problemen, insbesondere bei Personalan- 
gelegenheiten und in PrUfungssachen, wird in nichtöffentli- 
chen Sitzungen beraten und entschieden. Diese Entscheidung 
bedarf der Zustimmung von zwei Dritteln der Anwesenden. 
(3) Das Ergebnis aller BeschlUsse, auch die in nichtöffent- 
licher Sitzung gefaßten, wird im jeweiligen Zuständigkeits- 
bereich im Grundsatz bekanntgegeben ( 2 .  B. durch Aushang, 
Auslegen, Protokolleinsicht, Veröffentlichung). 
(4) Der wesentliche Gang der Verhandlungen, insbesondere Ab- 
stimmungsergebnisse, sind niederzuschreiben. Die Greinienmit- 
glieder können jederzeit die ~iederschrift einsehen und sich 
Kopien arif ertigen. 
( 5 )  Die Gremien berichten Uber ihre Tätigkeit mindestens 
einmal im Jahr in ihrem Zuständigkeitsbereich. 
1 47 Ausschluß und Befangenheit 
(1) FUr den Ausschluß wegen persönlicher Beteiligung oder 
der Besorgnis der Befangenheit gelten £Ur die Mitglieder der 
Kollegialorgane die 5 5  20, 21 ThUrVwVfG entsprechend. 
(2) Die Entscheidung Uber den Ausechluß sowie die Sachent- 
Scheidung im Falle des Ausschlusses fällt das Gremium ohne 
Beteiligung des persönlich Beteiligten oder Befangenen mit 
absoluter Mehrheit, wobei die Zahl der Stimmberechtigten um 
die Zahl der Ausgeschlossenen reduziert wird. 
B 48 Außerordentliche Sitzung 
Auf Verlangen eines Drittels der Mitglieder des Gremiums 
oder eines Viertels der Mitglieder des Zuständigkeitsbe- 
reichs ist, soweit durch Gesetz oder Grundordnung nichts 
anderes geregelt ist, der Vorsitzende des betreffenden Gre- 
miums verpflichtet, innerhalb von zwei Wochen zu einer au- 
ßerordentlichen Sitzung einzuladen und das gewunschte Anlie- 
s gen in dieser außerordentlichen Sitzung zu behandeln. 
1 49 Stellvertretung 
Bei Verhinderung eines stimmberechtigten Mitgliedes wird zu 
~eginn der Sitzung von der betreffenden Mitgliedergruppe dem 
Versammlungsleiter mitgeteilt, welches Mitglied mit beraten- 
der Stimme stimmberechtigt ist. Erfordert das Fehlen von 
Professoren eine Reduzierung der stimmberechtigten Mitglie- 
der der anderen Mitgliedergruppen, dann sind diese entspre- 
chend ihrem Vertretungsanteil zu reduzieren, wobei jedoch 
jede Mitgliedergruppe mindestens mit einem Stimmberechtigten 
vertreten sein muß. 
g 50 Behandlung von Streitfällen 
(1) Zur Erledigung von Beschwerden und zur Beilegung von 
Streitigkeiten im Rahmen der Aufgaben der Universität sowie 
zur Behandlung von Verletzungen der Normen der Universität 
hat das Konzil einen Schlichtungsausschuß einzurichten. Der 
Schlichtungsausschuß kann von jedem Mitglied der Universität 
angerufen werden. Der Ausschuß kann insbesondere bei nicht 
ordnungsgemäßen Entscheidungen der Universitätsleitung, der 
zentralen Organe und der Fakultätsräte angerufen werden. Die 
Zuständigkeit des Personalrates nach dem Landespersonalver- 
tretungsgesetz bleibt unberührt. 
(2) Der Schlichtungsausschuß besteht aus: 
2 Professoren, 
2 akademischen Mitarbeitern, 
2 Studierenden und 
2 VT-Mitarbeitern. 
(3) Das Schlichtungsverfahren wird auch durch ein anhängiges 
gerichtliches Verfaliren nicht ausgeschlossen. Die Beteilig- 
ten können sich eines Beistandes aus dem Kreis der Univer- 
sitätsmitglieder und -angehörigen bedienen. Die Beteiligten 
sind verpflichtet, zur Sitzung des Schlichtungsausschusses 
persönlich zu erscheinen. 
(4) Die Sitzungen des Schlichtungsausschusses sind in der 
Regel universitätsöffentlich. Uber die Nichtöffentlichkeit 
entscheidet der Ausschuß. Der Schlichtungsausschuß hat das 
Recht, Unterlagen einzusehen, Mitglieder und Angehörige 
der Universität vorzuladen oder zu einer schriftlichen 
Stellungnahme aufzufordern. Sie haben einer Vorladung Folge 
zu leisten. Halt der Schlichtungsausschuß die Beschwerde für 
begriindet, ohne ihr abhelfen zu können, so hat er sie auf 
Verlangen des Beschwerdefiihrers mit einer eigenen schriftli- 
chen Stellungnahme der zuständigen Stelle der Universität zu 
unterbreiten. 
1 51 Inkrafttreten 
Diese Grundordnung tritt nach ihrem Erlaß durch das Konzil 
und der Genehmigung durch das ThUringer Ministerium für Wis- 
senschaft und Kunst am Tage nach ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt in Kraft. Gleichzeitig wird die Grundordnung der 
Technischen Hochschule Ilinenau vom 18.09.1990 aufgehoben. 
